
Britisches Gutachten:  
 

Vernichtendes Urteil über TTIP 
 

Deutsche Wirtschafts Nachrichten  |  26.04.16 – Die renommierte London 

School of Economics kommt in einem Gutachten zu einem vernichtenden Urteil 

über TTIP: Das Abkommen berge viele Risiken und keinen Nutzen. Pikant: Das 

Gutachten war von der Regierung in Auftrag gegeben worden. Es verschwand 

jedoch in der Schublade. Stattdessen warb Premier Cameron bei den Briten für 

das Abkommen 

 

 
 

Bundeskanzlerin Merkel u. US-Präsident Obama am Montag auf der Hannover Messe. 

 

Die TTIP-Gegner von „Global Justice Now“ haben unter dem Freedom of Information 

Act in Großbritannien die Veröffentlichung des einzigen Gutachtens erzwungen, 

welches die Regierung über die Wirkung von TTIP in Auftrag gegeben hatte. Das Er-

gebnis dürfte Premier David Cameron in arge Bedrängnis bringen und könnte auch 

Einfluss auf die EU-Abstimmung haben. Denn die London School of Economics 

(LSE) kommt in dem bereits 2013 verfassten Gutachten zu einem vernichtenden Ur-
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teil: Das TTIP werde Großbritannien keinen Nutzen bringen, berge aber erhebliche 

Risiken und dürfte den britischen Steuerzahlern ebenso erheblich Kosten auferlegen. 

Die LSE untersuchte in dem Gutachten die Mechanismen des TTIP und stellt 

fest, es „werde wenige oder keine Vorteile für Großbritannien“ bringen. Aller-

dings erwartet die LSE „erhebliche Kosten für Großbritannien“. Das Gutachten: „Alles 

in allem ist es zweifelhaft, dass britische Investoren in den USA zusätzlichen Schutz 

durch ein EU-Abkommen erhalten werden, die über jenen hinausgehen, der heute vor 

US-Gerichten erzwungen werden kann“. Großbritannien „setzt sich hohen Kosten 

aus“, die vor allem aus den Schiedsgerichtsklagen auf die britischen Steuerzahler zu-

kämen. 

In dem Gutachten wurden die Erfahrungen Kanadas mit dem NAFTA-Abkom-

men als Vergleich herangezogen. Demnach habe Kanada „erhebliche Ressourcen 

bereitstellen müssen, um sich gegen Investorenschutzklagen zu verteidigen“. Bei etwa 

30 Verfahren seien die Kanadier zur Kasse gebeten worden. Sie hätten darauf reagie-

ren müssen, indem sie „entweder einen Vergleich geschlossen haben, Entschädigung 

zahlen oder die Gesetze ändern mussten“. Ähnliche Erfahrungen werde auch Großbri-

tannien machen. Nach Einschätzung der LSE würde die Zahl der Verfahren gegen 

Großbritannien sogar größer sein als jene gegen Kanada. 

Die im Zusammenhang mit dem TTIP gepriesenen Vorteile für die britische 

Wirtschaft kann die LSE nicht erkennen – aus einem einfachen Grund: Schon heute 

könnten US-Investoren in Großbritannien mit großer Rechtssicherheit tätig werden. 

Durch das TTIP werde es keine zusätzlichen Investitionen geben, weil das Abkommen 

keine neuen Anreize biete. Schon bisher hätten sich Investoren nach den Marktgege-

benheiten gerichtet und Investment-Entscheidungen nicht von Freihandelsabkommen 

abhängig gemacht. Die Lage stelle sich in Großbritannien anders dar als in anderen 

Ländern, in denen politische und rechtliche Unsicherheiten ein solches Abkommen 

zweckmäßig erscheinen lassen. 

Die LSE, die zahlreiche Investorenschutz-Klagen aus bestehenden Freihandelsab-

kommen anführt, kommt zu einem interessanten Ergebnis über die eigentliche Gefahr 

des TTIP für Großbritannien: Es sei nicht zu erwarten, dass Investoren aus anderen 

Staaten wie Indien und China durch das TTIP ermuntert würden, in Großbritan-

nien zu investieren. Damit deutet die LSE an, dass sich die USA mit dem TTIP einen 

Vorteil in Großbritannien verschaffen könnten – auf Kosten anderer Investoren. 

Die Lage in Deutschland ist mit der in Großbritannien durchaus vergleichbar: 

Schon heute herrscht für US-Investoren ein hohes Maß an Rechtssicherheit. Daher gibt 

es auch zahlreiche Direkt-Investitionen von amerikanischen Unternehmen in Deutsch-

land. Viele von diesen Investments sind auch heute durch Investmentschutzklauseln 

http://deutsche-wirtschafts-nachrichten.de/topicspages/ttip-protest-buerger-gegen-freihandel/
http://deutsche-wirtschafts-nachrichten.de/topicspages/ttip-protest-buerger-gegen-freihandel/


 3 

abgesichert. Ähnliches gilt für andere EU-Staaten wie Frankreich, Schweden oder Ös-

terreich. Die schlechten Erfahrungen, die Kanada mit dem NAFTA gemacht hat, dürf-

ten dagegen auch auf die deutsche Situation übertragbar sein. 

In den Staaten Osteuropas könnte es dagegen anders aussehen. Das Beharren der 

US-Regierung auf dem TTIP könnte daher im Wunsch der Amerikaner begründet sein, 

sich in die Märkte Osteuropas auszubreiten. Verhandlungspartner wären dann nicht die 

in Washington als unsichere Kantonisten angesehenen Staaten Osteuropas, sondern die 

EU-Kommission. 

Für David Cameron ist die erzwungene Veröffentlichung mindestens peinlich: 

Denn die Regierung hatte das Gutachten, das sie selbst in Auftrag gegeben hatten, still 

und leise in der Schublade verschwinden lassen. Cameron, der sich am Montag mit 

Bundeskanzlerin Merkel und US-Präsident Barack Obama in Hannover getroffen hat-

te, hat das TTIP bei den Briten heftig beworben. Der Independent zitiert TTIP-Kritiker 

mit dem Vorwurf, Cameron habe den Briten wider besseres Wissen die Segnungen des 

TTIP zu verkaufen versucht – obwohl ihm die LSE-Experten massive Argumente ge-

gen das TTIP geliefert hatten. 

Cameron steht wegen seiner Verwicklungen in den Panama-Skandal bereits ge-

hörig unter Druck. Wichtige Parteifreunde versagten dem Premier in der Frage der 

EU-Mitgliedschaft die Gefolgschaft und kämpfen offen für den Austritt Großbritanni-

ens aus der EU. Camerons Glaubwürdigkeit ist folglich für das Referendum im Juni 

bereits beschädigt. 

Camerons Kampagne für das TTIP ist derjenigen von Bundeskanzlerin Angela 

Merkel nicht unähnlich: Auch Merkel hat bisher keine Details aus dem TTIP auf den 

Tisch gelegt, sondern stets nur allgemein gesagt, dass das TTIP Deutschland sehr nüt-

zen werde. Ob die Bundesregierung vergleichbare Gutachten in Auftrag gegeben hat, 

ist nicht bekannt. Die Verhandlungen zum TTIP unterliegen der strengsten Geheimhal-

tung. Auch positive Beurteilungen sind reine Mutmaßungen. Die Deutschen sind bis-

her jedenfalls nicht überzeugt: Am Samstag protestierten zehntausende TTIP-Gegner 

in Hannover. Linke-Fraktionschefin Sahra Wagenknecht fordert eine Volksabstim-

mung über das TTIP. 
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USA wollen TTIP trotz massiven 

Widerstands aus Deutschland 
 

Deutsche Wirtschafts Nachrichten | 24. April 2016  |  Die USA wollen das TTIP 

trotz der Widerstände in Deutschland: Das Abkommen umfasst für die US-

Geostrategen offenbar weit mehr als nur den Freihandel. Dies räumt die US-

Handelsministerin erstmals öffentlich ein.  

 

 
 

Bundeskanzlerin Angela Merkel begrüßt US-Präsident Barack Obama am 

Sonntag vor Schloss Herrenhausen in Hannover 

Ungeachtet des massiven Widerstands in der deutschen Bevölkerung dringen die USA 

auf einen schnellen Abschluss der Verhandlungen über das geplante Freihandelsab-

kommen TTIP. „Unsere Regierung will eine Lösung, und wir wollen es dieses Jahr 

hinkriegen“, sagte US-Handelsministerin Penny Pritzker dem Spiegel. Bundeswirt-

schaftsminister Sigmar Gabriel (SPD) warnte vor einem Scheitern, sollte Washington 

daran festhalten, öffentliche Ausschreibungen nicht für Firmen aus Europa zu öffnen. 

Pritzker sagte, das Freihandelsabkommen sei eine „Riesen-Chance“. TTIP sei „die 

geostrategische Chance, unseren transatlantischen Raum zu stärken“, sagte sie „Spie-

gel Online“. Endlich könnten die Staaten sich den Regeln und Standards widmen, die 

mehr Handel verhindern. 
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Tatsächlich zeigen unabhängige Studien, dass das TTIP bis zu 600.000 Arbeitsplätze 

in der EU vernichten und den Billiglohnsektor stärken wird. 

An die Gegner des Abkommens in Deutschland gerichtet sagte Pritzker, „wenn wir in 

einem Rahmen wie TTIP gemeinsam agieren, können wir die weltweit höchsten Stan-

dards setzen, was Arbeit und Umwelt angeht, um nur zwei Beispiele zu nennen“. Ein 

Großteil des Frusts gründe sich gar nicht auf den Handel, sondern auf den „rasend 

schnellen Wandel“. 

Zum Besuch von US-Präsident Barack Obama protestierten am Samstag zehntausende 

Demonstranten in Hannover gegen TTIP und das schon fertig verhandelte Freihan-

delsabkommen der EU mit Kanada, Ceta. Die Polizei sprach von 35.000 Teilnehmern, 

die Organisatoren von 90.000. Zu den Protesten hatte ein Bündnis von mehr als 20 

Verbänden aufgerufen. 

Redner kritisierten die Geheimhaltung bei den Verhandlungen zwischen EU und USA. 

Die Gegner sehen zudem Sozial- und Arbeitsstandards in Gefahr. Die Änderungen bei 

den umstrittenen Schiedsgerichten seien nur Kosmetik. 

Die EU hat vorgeschlagen, die Schiedsgerichte durch Investitionsgerichte zu ersetzen. 

Diese könnten aus einem Gericht erster Instanz und einem Berufungsgericht bestehen. 

Öffentlich bestellte Richter sollen dann über Klagen von Investoren gegen Vertrags-

staaten entscheiden. 

US-Handelsministerin Pritzker sagte „Spiegel Online“, hier würden beide Seiten „si-

cher“ eine Lösung finden. Die 13. Verhandlungsrunde beginnt am Montag in New 

York. 

Gabriel (SPD) sagte dem Handelsblatt, „die Amerikaner wollen an ihrer ‚Buy-

American‘-Idee festhalten. Das können wir nicht akzeptieren“. Sollten die USA an 

dieser Position festhalten, „brauchen wir kein Freihandelsabkommen. Dann wird TTIP 

scheitern“ 
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